
518 Gesetzblatt Teil I Nr. 27 — Ausgabetag: 4. Juli 1975

(2) Für die Ausübung dieser Rechte gelten die allgemeinen 
Bestimmungen des Zivilgesetzbuches. Wird nach Inkrafttreten 
des Zivilgesetzbuches durch Vertrag ein solches Recht über­
tragen, oder wird darüber in anderer Weise durch Rechts­
geschäft verfügt, ist das Zivilgesetzbuch anzuwenden.

§ 7
Pfandrechte

Sicherungsübereignungen, die vor Inkrafttreten des Zivil­
gesetzbuches begründet wurden, gelten als Pfandrechte ohne 
Übergabe der Sache nach dem Zivilgesetzbuch.

§ 8
Erbrecht

(1) Die Regelung erbrechtlicher Verhältnisse bestimmt sich 
nach dem vor Inkrafttreten des Zivilgesetzbuches geltenden 
Recht, wenn der Erbfall vor diesem Zeitpunkt eingetreten 
ist.

(2) Die Wirksamkeit eines Testaments bestimmt sich nach 
dem vor Inkrafttreten des Zivilgesetzbuches geltenden Recht, 
wenn es vor diesem Zeitpunkt errichtet wurde. Das gleiche 
gilt für eine im Testament angeordnete Vor- und Nacherb­
folge; die sich daraus für den Erben ergebenden Beschrän­
kungen der Verfügungsbefugnis bestehen nicht, wenn der 
Erbfall nach Inkrafttreten des Zivilgesetzbuches eintritt.

§ 9 
Stiftungen

(1) Die rechtliche Stellung der bei Inkrafttreten des Zivil­
gesetzbuches bestehenden Stiftungen wird durch das bis zu 
diesem Zeitpunkt geltende Recht bestimmt.

(2) Der Rat des Bezirkes führt die Aufsicht über alle Stif­
tungen, deren Sitz sich in seinem Bereich befindet. Er kon­
trolliert die Tätigkeit der Stiftungen und legt die zur Ge­
währleistung der ordnungsgemäßen Erfüllung des Stiftungs­
zwecks erforderlichen Maßnahmen fest. Er ist berechtigt, Auf­
lagen zu erteilen und, soweit es für die ordnungsgemäße Er­
füllung des Stiftungszwecks erforderlich ist, einen Vorstand 
zu bestellen.

(3) Der Rat des Bezirkes entscheidet über Anträge auf Än­
derung der Satzung oder Aufhebung einer Stiftung.

(4) Ist der Zweck der Stiftung nicht zu verwirklichen oder 
steht er im Widerspruch zu den gesellschaftlichen Bedürf­
nissen, kann der Rat des Bezirkes der Stiftung eine andere 
Zweckbestimmung geben und insoweit ihre Satzung ändern 
oder die Stiftung auflösen. Das bei Auflösen einer Stiftung 
vorhandene Vermögen geht auf den in der Satzung vorge­
sehenen Berechtigten oder, wenn dieser in der Satzung nicht 
bestimmt ist, auf den Staat über.

§ 10
Warenzeichenverbände

Die rechtliche Stellung der bei Inkrafttreten des Zivilgesetz­
buches bestehenden Warenzeichenverbände wird durch das 
bis zu diesem Zeitpunkt geltende Recht bestimmt. Die Re­
gister werden vom Amt für Erfindungs- und Patentwesen 
geführt.

§ И 
Verjährung

(1) Das Zivilgesetzbuch ist auf die Verjährung aller An­
sprüche anzuwenden, die bei seinem Inkrafttreten noch nicht 
verjährt sind. Endet eine vor Inkrafttreten des Zivilgesetz­
buches begonnene Verjährungsfrist früher als die im Zivil­
gesetzbuch bestimmte Frist, tritt die Verjährung zu diesem 
Zeitpunkt, frühestens jedoch 6 Monate nach Inkrafttreten des 
Zivilgesetzbuches ein.

(2) Die Bestimmung des Abs. 1 ist entsprechend auf Fristen 
anzuwenden, die für die Geltendmachung, den Erwerb oder 
den Verlust eines Rechts maßgebend sind.

II. Änderung von Gesetzen
§ 12

Mit Inkrafttreten des Zivilgesetzbuches werden folgende 
Gesetze geändert:
1. Änderung des Familiengesetzbuches der Deutschen Demo­

kratischen Republik vom 20. Dezember 1965 (GBl. I 1966 
Nr. 1 S. 1)

— § 14 erhält folgende Fassung:
„(1) Von den Regelungen des § 13 abweichende Ver­
einbarungen der Ehegatten sind zulässig. Über Sachen 
des gemeinschaftlichen Eigentums und Vermögens, die 
der gemeinsamen Lebensführung der Familie dienen, 
können abweichende Vereinbarungen nicht getroffen 
werden.

(2) Abweichende Vereinbarungen sollen schriftlich ge­
troffen werden. Vereinbarungen über Grundstücke und 
Gebäude bedürfen der Beurkundung. Vereinbarungen 
über eingetragene Rechte an Grundstücken und Gebäu­
den bedürfen der Beglaubigung.“

— § 52 erhält folgende Fassung:
„(1) Das elterliche Erziehungsrecht kann nicht ausüben, 
wer nicht volljährig ist, wer entmündigt ist oder wer 
durch gerichtliche Entscheidung unbefristet in eine Ein­
richtung für psychisch Kranke eingewiesen ist.
(2) Das elterliche Erziehungsrecht kann ferner nicht 
ausüben, wer, ohne daß die Voraussetzungen des Abs. 1 
erfüllt sind, wegen krankhafter Störung der Geistes­
tätigkeit oder wegen einer schwerwiegenden abnormen 
Entwicklung seiner Persönlichkeit mit Krankheitswert 
unfähig ist, seiner elterlichen Verantwortung gerecht zu 
werden, oder in dieser Fähigkeit erheblich beeinträch­
tigt ist.
(3) Die Unfähigkeit zur Ausübung des elterlichen Er­
ziehungsrechts nach Abs. 2 wird auf Antrag des Or­
gans der Jugendhilfe durch das Gericht festgestellt. 
Bestehen die Gründe für die Unfähigkeit zur Ausübung 
des elterlichen Erziehungsrechts nicht mehr, ist das 
auf Antrag des Organs der Jugendhilfe oder des betrof­
fenen Eltemteils durch das Gericht festzustellen.
(4) Die Unfähigkeit zur Ausübung des elterlichen Er­
ziehungsrechts befreit nicht von der Verpflichtung, das 
Kind zu betreuen, für seine Gesundheit zu sorgen und 
seine Lebensbedürfnisse zu befriedigen oder Unterhalts­
leistungen zu erbringen.“

2. Änderung des Gesetzes vom 25. April 1960 über die Ent­
schädigung bei Inanspruchnahmen nach dem Aufbau­
gesetz — Entschädigungsgesetz — (GBl. I Nr. 26 S. 257) in 
der Fassung des Gesetzes vom 14. Dezember 1970 über die 
Verleihung von Nutzungsrechten an volkseigenen Grund­
stücken (GBl. I Nr. 24 S. 372)
— § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„An der Geldentschädigung haben Gläubiger diesel­
ben Rechte, die ihnen in einem Verfahren über die 
Vollstreckung in Grundstücke an dem Erlös zustehen.“

— § 17 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
„Entschädigungsberechtigte und Gläubiger, deren ding­
liche Rechte erloschen sind, können bei dem zustän­
digen Kreisgericht die Erlösverteilung nach den Be­
stimmungen des Verfahrens über die Vollstreckung in 
Grundstücke beantragen.“

3. Änderung des Warenzeichengesetzes vom 17. Februar 1954 
(GBl. Nr. 23 S. 216) in der Fassung des Gesetzes vom 15. No­
vember 1968 zur Änderung des Warenzeichengesetzes (GBl. I 
Nr. 21 S. 357)
— § 21 erhält folgende Fassung:

„(1) Rechtsfähige staatliche und wirtschaftsleitende Ein­
richtungen können, auch wenn sie keine Geschäftstätig­
keit ausüben, Warenzeichen anmelden, die in zugeord­
neten Betrieben zur Kennzeichnung der Waren benutzt 
werden sollen.


